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ein Scheidungsurteil begründen. Selbst die Anführung 
der Tatsache, daß der Kläger sich einer anderen Frau 
zugewandt hat, würde noch nicht genügen. Es müssen 
vielmehr die Ursachen untersucht werden, die hierzu 
geführt haben. Hierzu wird das Verhalten beider Par­
teien vor der Trennung zu schildern sein. Der Zeitpunkt 
des Beginns des Verhältnisses mit der anderen Frau ist 
ebenso wichtig wie die Erörterung der Frage, ob es 
sich hier wirklich um eine feste Verbindung von Dauer 
handeln könnte usw.

Diese wichtigen Tatsachen in der Scheidungsklage 
nicht vorzubringen, verletzt die Interessen des eigenen 
Mandanten und ist eine Verletzung der Berufspflichten 
des Anwalts. Die Scheidungsklage muß überzeugend 
begründet sein; sie muß also alles das enthalten, was 
das Gericht dann auch im Scheidungsurteü anführen 
und verwerten würde. Fehlen wesentliche Dinge — 
und das Verhalten des eigenen Mandanten, sei es nun 
positiv oder negativ zu beurteilen, ist immer wesent­
lich —, dann verliert die Scheidungsklage an Wirkung, 
sie ist unvollständig.

Gerade die Beseitigung des Verschuldensprinzips 
versetzt den Anwalt in die Lage, das Verhalten seines 
Mandanten völlig offen schildern und würdigen zu kön­
nen, ohne in die Gefahr zu geraten, dessen Interessen 
zu verletzen. Das ist ein wesentlicher Vorteil des neuen 
Verfahrens. Diesen Umstand im Interesse einer völligen 
Sachaufklärung auszunutzen, ist Aufgabe des Anwalts. 
Schließlich spricht für eine umfassende Schilderung des 
Verhaltens des Klägers in der Scheidungsklage die Er­
fahrung, daß diese Schilderung zumeist von der Gegen­
partei gebracht wird. Es darauf ankommen zu lassen, 
ist taktisch unklug; es erschwert die Arbeit des Ge­
richts und schließlich auch die Arbeit des Anwalts 
selbst. Schildert dieser selbst das Verhalten der eige­
nen Partei, so kann er neben der Aufzählung der reinen 
Tatsachen auch die Handlungsweise des Klägers von 
dessen Standpunkt aus genau begründen. Das würde 
ihm erschwert werden, wenn er in der kurzen Zeit 
zwischen der vorbereitenden und streitigen Verhand­
lung noch einen neuen Schriftsatz hierzu einreichen 
müßte.

Man muß überhaupt fordern, daß die schriftliche 
Vorbereitung des Eheverfahrens durch die Rechts­
anwälte sich auf die Abfassung der Klageschrift und 
der Klageerwiderung beschränkt und konzentriert. Der 
Austausch weiterer Schriftsätze muß zur seltenen Aus­
nahme werden. Der Anwalt ist schließlich ebensowenig 
wie sein Mandant daran interessiert, daß mehr als ein 
Termin zur streitigen Verhandlung stattfindet. Schon 
deshalb muß also die Klagebegründung so umfassend 
sein, daß das Gericht sich ein klares Bild über die Ehe 
machen kann, dasselbe Bild, das der Anwalt sich 
schließlich selbst gemacht haben muß und auch gemacht 
hat. Die Begründung jeder Klage muß bestimmt und 
geeignet sein, den Prozeßverlauf — natürlich mit Aus­
nahme des Urteils — vorauszusehen. Warum sollten wir 
Anwälte uns das Armutszeugnis ausstellen, daß unsere 
vorbereitenden Schriftsätze nicht wesentlich bestim­
mend für den Ablauf des Verfahrens, sondern nur der 
Anstoß zum Beginn des Verfahrens sein können?

Dazu besteht bei verantwortungsbewußter Vorberei­
tung absolut kein Grund.

Was Döring übersieht, ist die Tatsache, daß der An­
walt bereits in der Vorbesprechung entsprechend auf 
seinen Mandanten einwirken muß. Der Erziehungs­
prozeß beginnt bereits hier, nicht erst im Termin. Nicht 
wenige Mandanten sind der Meinung, daß nur der An­
walt tüchtig sei, der sie selbst in den schönsten Farben 
schildert und die andere Partei so schlecht wie möglich 
macht. Dieser Auffassung darf der Anwalt nicht nach­
geben, wenn er nicht dem Anwaltsberuf überhaupt 
schweren Schaden zufügen will. Die Prozeßführung ist 
Sache des Anwalts und auch die dabei zu verfolgende 
Taktik. Gerade dadurch unterscheidet sich ein Prozeß, 
in dem die Parteien durch Anwälte vertreten sind, von 
einem anderen Verfahren, daß derartige einseitige 
Färbungen vermieden werden. Vor allem muß dem 
Mandanten gesagt werden, daß es nicht darauf an­
kommt, die Gegenpartei zu „beschuldigen“, sondern 
allein auf die Anführung von Tatsachen und ihre Wür­
digung für den Bestand der Ehe. Auch Kröning hat 
sich nicht ganz vom Verschuldensprinzip frei gemacht,

wenn er zum Schluß seiner Kritik nochmals von An­
schuldigungen gegen die verklagte Partei spricht.

Bei richtiger Aufklärung über die Prozeßprinzipien 
wird der Mandant mit einer solchen Prozeßführung 
auch einverstanden sein, da sie der Beschleunigung 
des Verfahrens und seinen eigenen Interessen dient.

Einer besonderen Ermächtigung des Anwalts, Hand­
lungen seines eigenen Mandanten vorzutragen, die die­
sen in moralischer Hinsicht „belasten“, bedarf es nicht. 
Er kann und muß für seine Scheidungsklage alles ver­
werten, was in der Vorbesprechung an wesentlichen 
Momenten zur Sprache gekommen ist. Daß alles Wesent­
liche zur Sprache kommt, dafür hat er zu sorgen.

Nur in den Fällen — und das sind bei richtiger Be­
lehrung äußerst seltene Ausnahmen —, in denen der 
Mandant ausdrücklich verlangt, daß bestimmte Dinge 
nicht erwähnt werden, ist der Anwalt daran gebunden. 
Kröning hat das nicht berücksichtigt. Dörings Erwide­
rung ist insofern richtig. Falsch ist aber, daß er diese 
Ausnahme als Regelfall hinstellt. Es gibt im Ehever­
fahren mitunter bestimmte Einzelheiten, die die Ehe­
gatten selbst — meist übereinstimmend — nicht zur 
Sprache bringen wollen und die tatsächlich nicht er­
örtert werden sollten. Darauf müssen das Gericht und 
der Anwalt Rücksicht nehmen. Eventuell hilft der Aus­
schluß der Öffentlichkeit, aber die Achtung vor den 
privatesten menschlichen Geheimnissen muß auch im 
Eheverfahren gewahrt bleiben.

Döring ist aber darin zuzustimmen, daß der Anwalt 
seinen Mandanten im Termin weder kritisieren noch 
sich von ihm distanzieren kann. Die Kritik am Verhal­
ten des Mandanten erfolgt in der Vorbesprechung. In 
der Klageschrift stellt dagegen der Anwalt lediglich 
fest, wieweit das Verhalten des eigenen Mandanten 
ehezerstörend oder eheerhaltend gewirkt hat, ohne je­
doch dessen Verhalten etwa als unmoralisch zu kriti­
sieren. Zwischen Anwalt und Mandant besteht ein 
Vertrauensverhältnis. Falsche und unvollständige In­
formationen seitens des Mandanten verletzen dieses 
Vertrauen. Aber nicht der Gerichtssaal ist der Ort, sich 
darüber auseinanderzusetzen. Entsteht bei den anderen 
Prozeßbeteiligten ein ungünstiger Eindruck vom An­
walt, so muß er dies hinnehmen. Noch ungünstiger 
wäre es schließlich, wenn der Eindruck entstünde, der 
Anwalt wirke dahin, seinen Mandanten auszuforschen. 
Eine vom Verhältnis zwischen Anwalt und Mandanten 
und von der Wahrheitspflicht des Mandanten als Pro­
zeßpartei unabhängige Pflicht des Rechtsanwalts gegen­
über dem Gericht zum Offenbaren bekannter Umstände 
gibt es nicht. Der Anwalt ist in V e r t r e t u n g  d e r  
I n t e r e s s e n  s e i n e s  M a n d a n t e n  verpflichtet, 
den Prozeß genügend vorzubereiten und zur Erforschung 
der Wahrheit mitzuwirken. Insofern ist die Formulie­
rung in Krönings Beitrag über „Vorenthalten der 
Wahrheit“ zu weitgehend.

Eine Klärung all dieser Fragen, zu der Krönings Kri­
tik den Anstoß gegeben hat, wird dazu beitragen, die 
Vorbereitung und Durchführung des Eheverfahrens 
weiter zu verbessern. Dafür ist es auch notwendig und 
richtig, daß der Anwalt vom Gericht kritisiert wird, 
wenn er entweder durch das Vorbringen der Gegen­
partei überrascht wird, weil sein Mandant ihn nicht 
genügend informiert hat — also ungenügende Aus­
sprache mit dem Mandanten —, oder wenn er ihm be­
kannte wesentliche Momente in der Klageschrift nicht 
erwähnt hat — mangelhafte Vorbereitung des Verfah­
rens. Derartige Fälle sollten zwischen Gericht und An­
walt unverzüglich im Anschluß an die Verhandlung 
besprochen werden. Es gibt jedoch auch Fälle, in denen 
die Gerichte die Eheverfahren so führen, als ob vor­
bereitende Schriftsätze durch die Anwälte überhaupt 
nicht eingereicht worden wären. Der Anwalt kann 
kein Verständnis dafür haben, daß seine eingehend 
begründete Klageschrift oder Klageerwiderung im vor­
bereitenden Verfahren vom Gericht überhaupt nicht 
verwertet wird, so daß seine Vorbesprechung mit dem 
Mandanten für die Durchführung des gerichtlichen Ver­
fahrens selbst sich als bedeutungslos erweist. Man 
sollte also mehr als bisher von der Hilfe, die die Vor­
bereitung und Mitwirkung des Anwalts bedeutet, Ge­
brauch machen.
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